
ihnen auch viele andere Patrioten inhaftiert. — Das 
sind nur einige, besonders hervorstechende Beispiele 
des von Bonn mit der Remilitarisierung zugleich ein­
geschlagenen Weges des Terrors und der Unterdrückung 
der patriotischen und friedliebenden Kräfte.

Die „kleine Strafrechtsreform“
Hand in Hand damit gingen auch die ersten ein­

schneidenden Maßnahmen auf dem Gebiete der Straf­
gesetzgebung. Schon 1951 wurde mit dem als „Blitz­
gesetz“ berüchtigt gewordenen Ersten Strafrechtsände­
rungsgesetz17, dem 1953 das zweite und dritte und 1957 
schließlich das als „Maulkorbgesetz“ bekannte vierte 
Strafrechtsänderungsgesetz folgte, die sog. kleine Straf­
rechtsreform eingeleitet. Daneben erging 1957 gesondert 
neben dem StGB noch das sog. Wehrstrafgesetz18 19. Diese 
gar nicht so kleine „Reform“ des Strafgesetzbuchs 
erhielt ihre Grundrichtung durch das Blitzgesetz. Sie 
diente in erster Linie der beschleunigten Umgestaltung 
und Erweiterung des strafrechtlichen Staatsschutzes 
mit dem Ziel, die vom Bonner Regime betriebene volks­
feindliche Politik gegen jede nur einigermaßen denk­
bare Form des Widerstandes und der (und sei es nur 
fahrlässigen!)1» Störung zu sichern. Mit ihren subjek- 
tivistisch ausgöstalteten, der Willkür weitesten Raum 
gewährenden Strafbestimmungen wurde diese „kleine 
Reform“ zum Auftakt und zur gesetzlichen „Grundlage“ 
der sich in der Westzone systematisch ausbreitenden 
antidemokratischen Gesinnungsjustiz gegenüber 
Patrioten und Friedenskämpfern.

Trotzdem konnten mit dem Ein- und Ausbau des 
strafrechtlichen Staatsschutzes im westdeutschen StGB 
sowie einigen weiteren Korrekturen und Ergänzungen20 
durch die Strafrechtsänderungsgesetze zunächst nur die 
gesetzgeberischen Anliegen verwirklicht werden, die 
Bonn zur Sicherung und Durchsetzung seiner imperia­
listischen Kriegspolitik gegen den sich organisierenden 
und erstarkenden Volkswiderstand für besonders vor­
dringlich hielt. Eine umfassende oder gar vollständige 
Anpassung des Strafrechts als eines der wichtigsten 
staatlichen Machtinstrumente an die Ziele und die ver­
änderten, spezifischen Herrschaftsbedingungen und 
-methoden des restaurierten westdeutschen Imperia­
lismus konnte und sollte damit nicht erreicht werden. 
Diese Aufgabe, die sich im Verlaufe der „kleinen Straf­
rechtsreform“ als Tendenz zwar schon deutlich abzeich­
net, über deren unmittelbare normative Ergebnisse 
jedoch weit hinausgeht, wurde vielmehr der zur glei­
chen Zeit eingeleiteten „großen Strafrechtsreform“ zü- 
gedacht.

An den vier Strafrechtsänderungsgesetzen und an 
dem im Bundestag eingebrachten fünften wird deut­
lich, daß der westdeutsche Imperialismus mit den über­
kommenen strafrechtlichen Mitteln und Methoden den 
neuen, veränderten Bedingungen des Klassenkampfes 
und den anderen, sich ebenfalls verschärfenden sozialen 
Widersprüchen, die sich auch in dem katastrophalen 
Wachstum der Kriminalität äußern21 * * *, nicht mehr zu 
begegnen vermag und — wenn in der Endkonsequenz 
auch ohne Erfolg — nach einem durchgreifenden Aus­
weg sucht. Schon die Änderungsgesetze stellen deshalb 
nicht nur bloße Ergänzungen und Neufassungen der 
Staatsschutzbestimmungen und anderer Normen dar, 
sondern greifen bereits tief in die Grundkonzeption des 
alten Strafgesetzbuchs, so z. B. auch in das Strafen­
system, ein und weisen die Tendenz zu einer durch­
gehenden Umgestaltung des StGB auf. Daß die „kleine 
Strafrechtsreform“ mit dem Blitzgesetz an der Spitze

17 Erstes Strafrechtsänderungsgesetz vom 30. August 1951, 
BGBl. I S. 739.

18 Zweites Strafrechtsänderungsgesetz vom 6. März 1953, 
BGBl. I S. 42; Drittes Strafrechtsänderungsgesetz vom 4. August 
1953, BGBl. I S. 735 und Viertes Strafrechtsänderungsgesetz 
vom 11. Juli 1957, BGBl. I S. 557; Wehrstrafgesetz vom 20. März 
1957, BGBl. I S. 298.

19 So wird durch § 84 StGB die fahrlässige hochverräterische 
Propaganda und durch § 100 c StGB der fahrlässige Landes­
verrat als Tatbestand eingeführt.

20 so wurde u. a. mit §§ 23-24 a StGB auch die sog. Straf­
aussetzung zur Bewährung für Gefängnisstrafen bis zu neun 
Monaten und Haftstrafen eingeführt. Zu Ihrer Ausgestaltung 
und Einschätzung siehe Im zweiten Teil des Aufsatzes.

21 Allein von 1949 bis 1954 stieg die Zahl der wegen Ver­
brechen und Vergehen Verurteilten um über 107 000, d. h. fast
ein Drittel. Siehe Jahrbuch der Deutschen Demokratischen
Republik 1957, Berlin, S. 80.

nur den ersten Schritt und, vor allem was ihre reaktio­
näre Grundrichtung anbetrifft, gleichsam nur einen 
Vorgriff' auf die umfassende Umgestaltung des west­
deutschen Strafgesetzbuchs darstellt, hat selbst der ehe­
malige Bonner Justizminister N e u m a y e r  gelegent­
lich der Konstituierung der „Großen Strafrechts­
kommission“ — wenn auch nach bürgerlicher Manier 
gelehrt umschrieben — eingestanden. Er sagte u. a.:

„Ein Strafgesetzbuch soll aus einem Guß sein. Schon der 
Satz nulla poena sine lege zwingt zu einem einheitlichen 
System. Eine Noveilengesetzgebung ... ist nur ein Not­
behelf. Ein Strafgesetzbuch ist ein geistiges Werk, und 
als solches his in die letzten Verästelungen ... von dem 
Geist durchdrungen, in dem es geschaffen worden ist. 
... Man kann das nicht alles dm Wege neuer Novellen 
bereinigen. In Wirklichkeit führte ein solches Unter­
nehmen, wie uns bei der Arbeit am sogenannten Be­
reinigungsgesetz (das ist das dritte Strafrechtsänderungs­
gesetz von 1953 — d. Verf.) deutlich geworden ist, zu 
nichts anderem als zur wirklichen Reform. Jede bloße 
Novelle bedeutet das Einsetzen eines fremden Stückes 
in einen lebendigen, geistigen Körper.“22

In die Sprache der historischen Realitäten übersetzt 
heißt das; Das Blitzgesetz von 1951 stellt mit seinem 
polizeistaatlichen „Geist“ in der Tat einen Fremdkörper 
im StGB von 1871 dar, das bekanntlich von den bürger­
lich-liberalen, gegen den absolutistischen Polizeistaat 
gerichteten Bewegungen des 19. Jahrhunderts beein­
flußt ist; und dieser Ungeist soll nunmehr mit der 
„großen Strafrechtsreform“ Einzug in das gesamte 
westdeutsche Strafrecht — „bis in die letzten Veräste­
lungen“ — halten.

Die Durchführung der „kleinen“ und die Inangriff­
nahme der „großen Strafrechtsreform“ stehen also in 
einem engen, wechselseitigen Zusammenhang. Beide ba­
sieren auf den gleichen historischen Bedingungen, die durch 
das offene Zutagetreten und die zunehmende Verschär­
fung des Widerspruchs zwischen den imperialistischen 
Kräften des Krieges auf der einen und den für Frieden, 
Demokratie und nationale Einheit kämpfenden Volks­
massen auf der anderen Seite charakterisiert werden. 
Beide sind der Ausdruck des gleichen politischen Ziels, 
die restaurierte Macht der westdeutschen Imperialisten 
und Militaristen und den von ihnen beschrittenen Weg 
der Vorbereitung eines neuen Aggressionskrieges wirk­
sam gegen alle Angriffe und Widerstände zu sichern.

Der weitere Verlauf der Reform und ihre ersten 
formulierten Ergebnisse in Gestalt des Entwurfs des 
Allgemeinen Teils bestätigen diese Feststellung.

Aufschlußreiche Vorbereitungen und Persönlichkeiten
Zur Vorbereitung der Entwurfsarbeiten wurden vom 

Bundesjustizministerium zunächst eine Reihe von Gut­
achten und Stellungnahmen zu Grundfragen der Um­
gestaltung des StGB von Rechtslehrern und Praktikern, 
z. B. von den Landesjustizverwaltungen und dem 
Richterbund, eingeholt sowie rechtsvergleichende Unter­
suchungen beim Institut für ausländisches und inter­
nationales Strafrecht (Freiburg i. Br.) veranlaßt. Schon 
ein Blick in die amtlich gewünschte Thematik für die 
Gutachten und Stellungnahmen ist aufschlußreich. 
Neben Themen formal rechtsdogmatischer Natur finden 
sich z. B. auch diese: Wie würde sich ein konsequentes 
Täterstrafrecht auf ein neues Strafgesetzbuch aus­
wirken? Wie würde sich die (subjektivistische — d. Verf.) 
flnalistische Lehre auf den Allgemeinen und auf den 
Besonderen Teil eines neuen Strafgesetzbuchs aus­
wirken? Würde sich für ein neues Strafgesetzbuch die 
Einführung der unbestimmten Verurteilung empfehlen 
und in welchem Umfange?20 Gerade diese Frage­
stellungen sind mit ihrer — von scheinbar wissen­
schaftlicher Objektivität umkleideten — Ungeniertheit, 
ja Skrupellosigkeit gegenüber dem Gedanken und den 
Möglichkeiten eines Täter- und Gesinnungsstrafrechts, 
dessen blutige Konsequenzen die Nazijustiz zwölf 
Jahre hindurch demonstriert hat, charakteristisch.

Nicht minder aufschlußreich ist auch die Themen­
stellung für die rechtsvergleichenden Untersuchungen,

22 Bundesanzeiger vom 7. April 1954, Nr. 68, S. 4. Siehe auch 
Begründung zum Entwurf des Allgemeinen Teils, a. a. O., 
S. 2/3.

23 Materialien zur Strafrechtsreform, 1. Band — Gutachten 
der Strafrechtslehrer, Bonn 1954. Fragen an die Dandesjustiz- 
verwaltungen in Juristische Rundschau 1954, Heft 2, S. 79.
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